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U r t e i l

in dem Rechtsstreit

Verkündet am

54. Jan„ 1974

Amtsinspektor
Schriftführer

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 54„ Januar 1974 hin durch‘

den Vorsitzenden Richter Dr„ D a p p.r i c h 5

die Richter 3 c h r ö d e r. und M a-y » ‘
und die ehrenamtlichen Richter

G e b a u e r und Dr. B o n g a r d t
für Recht erkannt:— .

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
‘Landessozielgerichts Niedersacheen vom 14. November

‘4974 wird zurückgewiesen.

Die Beteiligten haben einander außergerichtliChe

Kosten nicht zu erstatten"

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Die Beteiligten streiten bereits vor Eintritt des Versicheé

rungsfalles darüber5 ob bei demKläger die Zeit vom 26. Okto—V
ber 4955 bis zum 8. April 4956 als Ausfallzeit anzurechnen ist°

Der am 22. August 4944 geboreneKläger3 der im April 4950 das
Studium der Chemie an der Technischen Hochschule in Danzig

begonnen hatte? bestand am 26„ Oktober 4955 die Diplom—
.Hauptprüfung° Im Sommerhalbjahr 4954 und im Winterhalbjahr_

4954/55 war er Gasthörer‚ seit dem 4. März 4955 außerplan—

mäßiger und seit dem 4. Februar 4956 planmäßiger Assistent an
dieser Hochschule. In der Zeit vom 4. Februar 4954 bis zum
4° April 4956 fertigte er daneben Seine Dissertation an und

promovierte am 8. April 4956 zum Dr.—Ingenieur° Im April 4957

nahm er eine knappschaftlich versicherungspflichtigöeTätig—
_-keit auf. Der Kläger ist auch jetzt noch in einem knappschafte

—lichen Betrieb versicherungepflicht@g beschäftigt,

Die Beklagte erkannte mit Bescheid vom 40. Juli 4970 u.,a°

als Zeit der Hochschulausbildung die Zeit Von April 4950'
bis zum 26° Oktober 4955 mit 45 Monaten als Ausfallzeit an.

Die Anerkennung der darüber hinaus geltend gemachten Zeit '

von November 4955 bis zum 8. April 4956 lehnte die Beklagte

abg weil die Hochschulausbildung bereits mit der Diplom—

Hauptprüfung abgeschlossen gewesen sei. Der Widerspruch des

Klägers hatte insoweit keinen Erfolg;

Das Sozialgericht (SG) hat die Klage mit Urteil vom 9. Juni

4974 abgewiesen. Das Landessozialgericht (LSG) hat die Be—
=rufung des Klägers mit Urteil vom 44. November 4974 zurückge"

wiesen. Zur Begründung hat es im wesentlichen ausgeführt9

nach @ 57_Nr„ 4 b des Reichsknappschaftsgesetzes (EKG) könne
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lediglich das Studium eines ordentlichen Studierenden als Aus—

‚fallzeit berücksichtigt werden? nicht dagegen das eines

Gasthörers. Der Kläger sei aber in der geltend gemachten
Zeit nicht ordentlicher Studierender gewesen; Das Studium

und damit die Ausfallzeit sei mit Ablegungder Diplom—
Hauptprüfung beendet gewesen. Wenn der Kläger mit der'

Promotion einen zusätzlichen Abschluß in der physikalischen

Chemie erreicht habe‚
so handele es sich lediglich um eine

Fortbildung auf dem Boden einer bereits abgeschlossenen

Hochschulausbildung° Auch aus dem Gesetz zur Regelung der
Wiedergutmachung nätionalsozialistischen Unrechts in der

Sozialversicherung vom 22" Dezember 1970 (BGBl‚ I‚ 1846)

könne der Kläger keine Ansprüche herleiten. Nicht er?}

sondern allenfalls sein Doktorvater sei aus
politischen-

oder rassischen Gründen verfolgt worden° Es habe ledig—

lich die Gefahr_bestandena daß die ?romotion durch eine
vorzeitige Entlassung des Doktorvaters verhindert oder ver—

zögert werden könnte. Dazu sei es indessen nicht gekommen°

Der Kläger hat dieses Urteil mit der —vom LSG zugelassenen —
Revision angefochten° Nach seiner Ansicht kommt es für die

.Frage9 wenn die Hochschulausbildung beendet ist‚ auf das an—
_gestrebte Berufsziel an. Erst die Prüfung? die den Weg zum

erstrebteh Beruf eröffne9 schließe die Hochschulausbildung

ab. Er habe nicht irgendein Chemiker werden wollen9 sondern
von vornherein den Beruf eines Physiko—Chemikers angestrebt„

Für diesen Beruf habe damals die Diplom—Hauptprüfung aber
nicht ausgereicht, denn der Nachweis der Ausbildung in
diesem Zweig habe nur durch die Promotion erbracht werden

können. Das ergebe sich insbesondere aus der in den Akten

'der Beklagten enthaltenen Auskunft der Gesellschaft

deutscher Chemiker vom 25° November 4969‚ Das LSG habe

gegen den 5 428 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) verstoßen‚

da es diese Auskunft nicht gewürdigt habe° Selbst wenn man“
snnehme3 daß er das ursprüngliche Studium_mit der Diplom—.

_4_
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Hauptprüfung abgeschlossen habe? so sei die weitere Hoch—:

schulausbildung jedoch eine Ausfallzeit‚ denn nach dem Ge—

‚setz sei - bis zu der dort_festgesetzten zeitlichen Grenze—‘eine zweite Hochschulausbildung in einer anderen Fachrich—

tung, die mit einer-besonderen Prüfung abschließer ebenfalls

als Aquallzeit ensurechnen‚ Der Umstand?daß er nicht
Aimmatrikulierter Studierender9 sondern Gasthörer gewesen seia
.schließe die Anrechnung nicht aus° Zur Hochschulausbildung

gehöre auch die Zeit„ die der Versicherte nötig habe9 um die‘
Promotion oder eihe_sonstige Prüfung vbrzubereiten9 selbst

wenn er während dieser Zeit nicht als ordentlicher Studieren»

der immatrikuliert sei.

Der Kläger beantragt5

unter Aufhebungdes. angefochtenen Urteils nach dem
in der letzten mündlichen Verhandlung in der Berufungs—f

instanz gestellten Berufungsantrag des Klägers zu‘er—'
kennen„ ‘ ‘

Dieser Antrag lautet: Das Urteil des SG Gießen vom 9; Juni

1974 und den Bescheid der Beklagten vom 10. Juli 4970 in

der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 25. Juli 4970

_zu ändern und die Beklagte zu verurteilen.J die Zeit vom
27. Oktober 4955 bis zum 8. April-1956 in die Versicherungs—
karte des Klägers als AquéllZéit einzutragen;

Die Beklagte beantragt,

die Revision des Klägers zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil im Ergebnis und in der
Begründung für richtig und weist zusätzlich.darauf hin‚

daß die physikalische Chemie bereits Gegenstand der }

mündlichen Diplom—Hauptprüfung gewesen sei. Die Zeit nach
_

.—5..
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dem 4. März 4955 könne schon deshalb nicht als Ausfallzeit

angerechnet werden„ weil damit die im Gesetz gesetzte Grenze

von fünf Jahren überschritten werde.

II

Die zulässige Revision des Klägers hat keinen Erfolg Das

LSG hat mit der Zurückweisung der Berufung mit Recht das die

Klage abweisende Urteil des SG bestätigt.

(Das EKG enthält keine den 554Q41 ff der Reichsversicherungs—i

ordnung (RVO) entsprechenden Vorschriften‚ so daß es in der
knappschaftlichen Rentenversicherung keine Versicherungs—

karten gibt. Das Begehren des Klägers kann daher
nur dahin

verstanden werden9'daß er neben der Aufhebung der ange—
'fochtenén Bescheide die Eintragung der streitigen Zeit

in die bei der Beklagten geführten Versicherungsunterlagen

als Ausfallzeit und damit eine verbindliche Entscheidung

»über den rechtlichen Charakter dieser Zeit als VersiCherungs—
zeit begehrt. Es bestehen jedoch‚Bedenken9 ob der Kläger

V '

bereits vor Eintritt des Versicherungsfalles einen Rechtsan—

spruch auf eine solche Entscheidung der Beklagten hat° Der

41° Senat des Bundessozialgerichts (BSG) hat das für das-H

Gebiet der Angestelltenversicherung Unter Hinweis auf "

5 434 Abs‚ 5 des Angestelltenversicheruhgsgesétzes (AVG)

_bejaht (Vgl., BSG54, 2265228 f). Esist fraglich$ ob diese
Vorschrift dem Versicherungsträger über die bloße Beurkundung

einer nachgewie$enen Zeit hinaus die Verpflichtung auferlegtg

über den versicherungsrechtlichen Charakter dieser Zeit als
Ausfallzeit

zu entscheiden. Für das Gebiet der knappschaft—

lichen Rentenversicherung kommt noch hinzu„ daß es eine

dem % 15_4 AVG entsprechende Vorschrift nicht gibt Zwar

schreibt die "Allgemeine Verwaltungsvorschrift” vom *
25„ Februar 1965 (BAnz Nr° 40) in der Fassung vom 27„'Dezem—

ber 1967 (BAnz Nr° 244) für bestimmte Fälle die Eintragung
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_ 6 _

von Ausfallzeiten in die Versicherungsunterlagen der knapp—

schaftlichen Renten?ersicherung vor° Die ”Allgemeine Vere

waltungsvorschrift" hat jedoch keinen Rechtsnormcharakter und

kann daher nicht die Rechtsgrundlage für das Begehren des
’Klägers bilden. Wenn die "Allgemeine Verwaltungsvorschrift“

“von der entsprechenden Anwendbarkeit des 5 454 Abs° 5 AVG‚

% 4442 Abs° 5 RVO ausgeht,? so ist doch Zweifelhaft‚ ob dieser

rechtliche Ausgangspunkt zutrifft° Diese Frage braucht jedoeh

nicht abschließend erörtert und entschieden zu werden? denn
die Klage ist sowohl mit ihrem Aufhebungs— als auch mit ihrem

Verpflichtungsbegehren aus anderen Gründen nicht gerechtfertigt.

Die stréitige Zeit zwischen der Ablégung der Diplom—Hauptprüfung

und der Promotion ist keine Ausfallzeit nach 5 57 Nr„ 4 bRKG° '

Das BSG hat bereits mehrfach und insbesondere auch für das

Studium der Chemie entschiedena daß die Erreichung des ersten-
möglichen Abschlusses (Hochschulprüfung$ Staatsprüfung oder

Promotion) die Hochschulausbildung abschließe und damit End—

zeitpunkt der anrechnungsfähigen Ausfallzeit sei (vgl° BSG -
20„'55 = SozR Nr„ 9 zu 5 4259 EVO; Urteil vom 26° Juli 49679

_— 4 RA 434/65 —; Urteil vom 27. August 4970 - 44 RA 409/68 4_
in SozR Nr„ 54 zu 5 4259 RVO£Urteil vom 7. Dezember 4972
e;4-RA 57/72 —)„ Deshalb ist eine Promotionszeit naeh einer'
das Hochschulstudium abschließenden Diplomprüfung grundsätZlich
keine Ausfallzeit„ Die Gründe der zitierten Entscheidungen

gelten auch für den vorliegenden Fall, denn er enthält keine

Besonderheiten8 die eine abweichende Entscheidung rechtfer—
tigen„ Auch wenn der Kläger - wie er vorträgt — Von vornherein

.die Abstht gehabt haben mag‘)sich nicht mit demStudium der
Chemie zu begnügen, sondern sich darüber hinaus in der
phy3ikalischen Chemie auszubildeng.so ändert das doch nichts
daran„ daß er

zunächst einmal Chemie studiert und dieses

Studium mit der Diplom—Hauptprüfung abgesChlossen hat° Die
anschließende Ausbildung in der physikalischen Chemie könnte

..7._
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_'7__

allenfalls dann eine weitere HochsChulausbildung im.Sinne

des 5 57 Nr° 4 b EKG sein„ Wenn es sich dabei um
eine

_
von dem bereits abgeschlossenen Studium der Chemie ver;

schiedene Hochschulausbildung in einem anderen Studienfach

gehandelt hätte. Das trifft jedoch jedenfalls für die

damalige Zeit nicht zu, denn die physikalische Chemie war
kein selbständigea$tudienfach mit einer eigenen Abschluß;

prüfung, sondern dem38tudienfach Chemie angegliedert. Auf die

Frage? ob das heute noch so ist? kommt es nicht an, weil
die Verhältnisse im Zeitpunkt der Ausbildung maßgebend

sind.._Die Weiterbildung in der physikalischen Chemienach
.Ablegung der Diplom—Hauptprüfung war damals also keine neue?

von dem abgeschlossenen Studium verschiedene Hochschulaus—g

bildung9 sondern eine Weiterbildung und Spezialiserung nach

bereits abgeschlos$ener Hochschulausbildung‚ Es ist des—
halb auch ohne rechtliche Bedeutung9 ob die Qualifikation

für den Beruf eines Physiko—Chemikers erst durch die

Promotion erbracht werden konnte; auf den Inhalt der in

den Akten der Beklagten befindlichen Auskunft der Gesell—

schaft deutScher Chemiker vom 25„ Oktober 4969 kam es also

nicht an. Ebenso konnte dahingestellt bleiben„ ob es sich

um eine Hochschulausbildung im Sinne des 5 57 Nr„ 4 b EKG

handelt9 wenn der Versicherte nicht als ordentlicher

Studierender eingetragen ist9 sondern als Gasthörer an
Vorlesungen und Übungen teilnimmt° Auch_das Gesetz über die

Wiedergutmachung nationalsozialistischén Unrechts in dern

_Sozialversicherung vom 22. Dezember 1970 rechtfertigt kein,
anderes-Ergebnis9 wie das LSG zutreffend ausgeführt hat„
Abgesehen davon? daß der Kläger nicht zu dem dort genannten

Personenkreis gehört? hat er auch durch den relativ frühen
VAbsohluß seines Studiums keinen Schaden erlitten,
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Der Senat hat die danach unbegründeté Revision des Klägers
Zurückgawiesen.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.
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